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Zwischen Fortschritt 
und Rückschritt 
Der komplexe Kampf um Frauenrechte weltweit

In Sachen Frauenrechte bietet sich weltweit ein vielschichtiges, ja 
widersprüchliches Bild. Fortschritten in einigen Bereichen stehen 
Rückschritte in vielen anderen gegenüber. Dabei sind manche Ent-
wicklungen überraschend. Auch in Demokratien, die doch traditionell 
die Gleichstellung der Geschlechter als Eckpfeiler einer gerechten und 
fortschrittlichen Gesellschaft fördern, zeigen die jüngsten Trends, dass 
diese Werte zunehmend unter Beschuss geraten. Gleichzeitig führen 
einige Autokratien Reformen ein – wenn auch nicht aus emanzipatori-
schen Motiven.

Nikolina Klatt

Demokratische Werte stützen die Gleich-
stellung der Geschlechter, da diese ent-
scheidend zu einer gerechten und fort-

schrittlichen Gesellschaft mit guter Repräsen-
tation beiträgt. Geschlechtergerechtigkeit in 
Demokratien hat viele Ebenen wie individuelle 
politische Befähigung, Teilhabe und die Qualität 
der demokratischen Institutionen. Forschungen 
aus mehr als zwei Jahrzehnten belegen diesen 
Zusammenhang.

Das Wahlsystem als Fundament jeder Demokra-
tie spielt eine wichtige Rolle für politische Stär-
kung und Teilhabe. Mehrheitswahlsysteme, bei 
denen in der Regel eine Person pro Bezirk ge-
winnt, beeinträchtigen häufig die Vertretung von 
Frauen. Im Gegensatz dazu bieten ihnen Verhält-
niswahlsysteme, bei denen Sitze je nach Anteil 
der Stimmen für jede Partei vergeben werden, 
im Allgemeinen bessere Chancen. Ein entschei-
dender Faktor ist außerdem die Wahlbeteiligung: 
Eine höhere Wahlbeteiligung ist mit einer besse-

ren Vertretung von Frauen in legislativen Funk-
tionen verbunden. Dieser Zusammenhang zeigt, 
wie wichtig es ist, Wahlprozesse so integrativ zu 
gestalten, dass sich viele beteiligen können.

Ein weiteres entscheidendes Element ist die 
Qualität der Demokratie: Wie offen und integra-
tiv sind öffentliche Debatten und Institutionen? 

Wenn Frauen eine stärkere Stimme in der Le-
gislative, in der Zivilgesellschaft und in den 
Medien haben, hat dies erhebliche positive 
Auswirkungen auf Gesetzesreformen und Fort-

„Auch Autokratien haben 
viele Reformen zur Gleich-
stellung der Geschlechter 
eingeführt, zum Beispiel 

Quoten bei Wahlen“
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schritte bei den Frauenrechten. Diese Bereiche 
bieten Frauen die Möglichkeit, Debatten zu ge-
stalten und gegen Einschränkungen ihrer 
Rechte und ihres Wohlergehens anzugehen. 
Auch Autokratien haben viele Reformen zur 
Gleichstellung der Geschlechter eingeführt, 
zum Beispiel Quoten bei Wahlen. Das steht zu-
nächst im Gegensatz zum üblichen Bild von 
Autokratien als von Natur aus repressiv. Es hat 
sich gezeigt, dass autoritäre Regime die Rechte 
von Frauen nicht nur als soziales Gut betrach-
ten, sondern sie auch als strategisches politi-
sches Instrument einsetzen. 

Das Konzept des „autokratischen Genderwas-
hings“ beschreibt, wie Autokraten Frauen-
rechtsreformen strategisch einsetzen, um von 
undemokratischen Praktiken und Menschen-
rechtsverletzungen abzulenken. So haben eini-
ge autoritäre Länder bemerkenswerte Fort-
schritte bei der politischen Einbeziehung von 
Frauen erzielt, mit einem höheren Frauenanteil 
in Parlamenten als in manchen Demokratien. 
Mit solchen Reformen versuchen sie, politische 
Unterstützung und Legitimität zu gewinnen. 
Dieser Ansatz ist weniger riskant für ein Re-
gime, als wenn es umfassendere bürgerliche 
Freiheiten gewährt, was die Opposition stärken 
und letztlich die Stabilität des Regimes gefähr-
den könnte. Ein Beispiel hierfür ist Ruanda. Der 
ostafrikanische Staat hat erhebliche Fortschrit-
te bei der politischen Integration von Frauen 
gemacht und wird oft unter die Länder mit 
dem höchsten Frauenanteil an Parlamentssit-
zen der Welt gezählt. Diese Errungenschaft 

steht jedoch im breiteren Kontext begrenzter 
politischer und bürgerlicher Freiheiten in ei-
nem als autoritär zu bezeichnenden Regime.

In einigen autoritären Kontexten sind Erweite-
rungen von Frauenrechten eine Reaktion auf 
internationalen Druck. Autokraten können Ge-
setze zum Umgang der Geschlechter erlassen, 
um zu signalisieren, dass sie sich an globale 
Normen halten. Diese Strategie dient einem 
doppelten Zweck: Sie vermittelt der internatio-
nalen Öffentlichkeit ein Bild des Fortschritts in 
Richtung Demokratie, aber gleichzeitig bleibt 
autoritäre Kontrolle gewahrt. Solche Maßnah-
men können als Fortschritte bei der Gleichstel-
lung der Geschlechter wahrgenommen werden, 
selbst wenn sie nicht unbedingt politische 
Rechte stärken.

Insgesamt muss gesagt werden, dass auch in 
Demokratien die Rechte der Frauen zunehmend 
unter Druck geraten. Sowohl in neuen als auch 
in etablierten Demokratien kommt es zu demo-
kratischen Rückschritten und vermehrt gleich-
stellungsfeindlicher Politik. Für Frauenrechte, 
insbesondere ihre reproduktiven Rechte, ist 
das ein nennenswertes Problem. Dieser Trend 
ist nicht auf eine bestimmte Region oder ein 
bestimmtes Land beschränkt; das Phänomen ist 
vielmehr in verschiedenen Demokratien, etwa 
in Mittel- und Osteuropa und in den Vereinig-
ten Staaten, zu beobachten. In Europa ist ein 
Trend zur Entdemokratisierung festzustellen, 
und in manchen Ländern werden dabei etab-
lierte Gleichstellungsrechte zurückgenommen. 
Dieser Rückschritt äußert sich häufig nicht als 
direkte Umkehrung der Politik, sondern auf 
subtilere Weise: Die Mechanismen zur Umset-
zung und Kontrolle der bestehenden Gleich-
stellungsgesetze werden ausgehöhlt. Dass die 
Legitimität und die Wirksamkeit von Gesetzen 
beeinträchtigt wird, gefährdet aber nicht nur 
die Gleichstellung der Geschlechter, sondern 
den demokratischen Prozess als ganzen.

In den Vereinigten Staaten hatte der Rückgang 
der Demokratie starke Auswirkungen auf die re-
produktiven Rechte: Jüngst wurden Abtreibungs-
gesetze geändert und Wahlrechte von Menschen 
mit niedrigem Einkommen, Menschen mit Behin-
derungen und People of Color durch Maßnahmen 
wie Gerrymandering, also einem veränderten 
Zuschnitt von Wahlkreisen, eingeschränkt. Solche 
Einschränkungen können dazu führen, dass ge-
setzgebende Gremien nicht repräsentativ für die 
Gesamtbevölkerung sind und Gesetze verabschie-
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den, die etwa den Zugang zu reproduktiven Rech-
ten erschweren. Die Aufhebung des Rechts auf 
Abtreibung in einer Verfassung schränkt nicht 
nur die Autonomie der Frauen im Blick auf Fort-
pflanzung ein, sie zeigt auch, dass die demokrati-
schen Werte allgemein erodieren. Denn die Frei-
heit zur Selbstbestimmung über den eigenen 

Körper ist ein grundlegendes demokratisches 
Prinzip. Die Einschränkung dieser Freiheit ver-
letzt die persönliche Autonomie und untergräbt 
das demokratische Ideal der Gleichheit vor dem 
Gesetz. Diese Tendenzen verstärken sich gegen-
seitig: In dem Maße, in dem demokratische Insti-
tutionen und Prozesse schwächer werden, sind 
die Rechte und Freiheiten von Frauen, insbeson-
dere im Hinblick auf ihre reproduktive Gesund-
heit, zunehmend gefährdet.

Eine große Herausforderung für die Gleichstel-
lung der Geschlechter in den bestehenden De-
mokratien stellt die Anti-Gender-Politik dar, 
die sich im letzten Jahrzehnt in Europa heraus-
gebildet hat. Diese Bewegung ist mehr als eine 
Fortsetzung der antifeministischen Gegenreak-
tion der 1970er Jahre. Sie stellt eine neue poli-
tische Konfiguration dar und ist zu einem 
Schlüsselelement des aufkommenden Rechts-
populismus geworden, der sich die gesell-
schaftlichen Ängste und die Unzufriedenheit 
mit der neoliberalen Politik zunutze macht.

Der Kern der Anti-Gender-Politik liegt in der 
Opposition zur sogenannten Gender-Ideologie, 
also progressiven Ansichten zu Frauen- und 
LGBTQ-Rechten, Gender-Mainstreaming und 
Gender Studies. Diese Opposition geht von 
rechtspopulistischen Parteien und ultrakonser-
vativen Bewegungen aus, die liberale Eliten als 
„Kolonisatoren“ darstellen, die der Gesellschaft 
fremde Ideologien aufzwingen. Ihre Opposition 
stellen sie damit in einen antikolonialen Kontext 
– eine Rahmung, die der Anti-Gender-Bewegung
ideologische Kohärenz verleiht und ihre Mobili-
sierungskraft steigert. Ein bemerkenswerter
Aspekt dieser Anti-Gender-Bewegung ist ihre

„Die Freiheit zur Selbst-
bestimmung über den 
eigenen Körper ist ein 

grundlegendes demokra-
tisches Prinzip“
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bewusstseinsprägende Strategie. Sie strebt nicht 
nur nach politischer Macht, sondern zielt darauf 
ab, ein neues Paradigma in den Sozialwissen-
schaften zu etablieren, das auf religiös fundier-

ten Glaubenssystemen über Familie, Sexualität 
und Gesellschaft beruht. Dazu gehört auch die 
Schaffung eines neuen Geschlechterwissens, das 
die etablierte feministische und geschlechter-
wissenschaftliche Forschung in Frage stellt.

In der Europäischen Union, die die Gleichstel-
lung der Geschlechter als eine ihrer grundle-
genden Normen betrachtet, ist der Aufstieg der 
Anti-Gender-Bewegungen besonders bemer-
kenswert. Diese Bewegungen sind im Gefolge 
wirtschaftlicher und sozialer Krisen gewach-
sen, sie setzen sich die Entdemokratisierung 
von Entscheidungsprozessen und das Zurück-
drängen der Gleichstellung der Geschlechter 
zum politischen Ziel. Länder wie Ungarn sind 

eindrucksvolle Beispiele für diesen Trend. Hier 
wurden nationalistische und konservative Vor-
stellungen von Familie und Geschlecht dazu 
benutzt, gegen die reproduktiven Rechte von 
Frauen vorzugehen. Die ungarische Regierung 
änderte Verfassung und Gesetze, um hetero-
normative Familienkonzepte durchzusetzen 
und den Zugang zur Abtreibung einzuschrän-
ken. Das zeigt, wie eine geschlechterfeindliche 
Politik zu konkreten politischen Veränderun-
gen führen kann. Ähnliche Muster sind in Po-
len mit einem nahezu vollständigen Abtrei-
bungsverbot auszumachen. Dieses Verbot ist 
ein Beispiel dafür, wie geschlechterfeindliche 
Politik die Grundprinzipien der Gleichstellung 
der Geschlechter und der autonomen Verfü-
gung von Frauen über ihre reproduktiven 
Rechte tiefgreifend beeinflussen kann.

Offensichtlich findet der Kampf für Frauen-
rechte und Gleichstellung in allen politischen 
Systemen statt. Ob in Demokratien oder Auto-
kratien – je nach politischem Kontext werden 
diese Rechte strategisch genutzt, in Frage ge-
stellt oder untergraben. Als selbstverständlich 
kann die Gleichstellung der Geschlechter in 
keinem politischen Kontext gelten. Wie die De-
mokratie, so müssen auch Frauenrechte welt-
weit verteidigt werden. 
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